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Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 
— 
Anfrage Bernadette Hänni-Fischer 2015-CE-180 
Stand der Arbeiten für die Fusion von Clavaleyres (BE) mit 
Murten (FR) 

I. Frage 

Clavaleyres ist eine politische Gemeinde im Verwaltungskreis Bern-Mittelland des Kantons Bern 
und zugleich eine Enklave im Kanton Freiburg. Mit ihren noch 48 Einwohnerinnen und 
Einwohnern ist sie eine der kleinsten Gemeinden überhaupt. Der Wunsch, mit einer anderen 
bernischen Enklave im Seebezirk, nämlich Münchenwiler, zu fusionieren, scheiterte, letztmals an 
deren Gemeindeversammlung vom 15. Mai 2014. Auch diesbezügliche Versuche mit anderen 
bernischen Gemeinden, so Laupen und Kallnach, blieben ohne Erfolg. Der Wunsch nach einer 
baldigen Fusion der Gemeinde ist sehr gross. Sie hat Schwierigkeiten, die Gemeindebehörden neu 
zu rekrutieren. Ab 2016 besteht der Gemeinderat nur noch aus drei Mitgliedern (vorher fünf). Die 
Arbeit ist somit nur noch auf Erhalten und nicht auf Weiterentwicklung ausgerichtet, was sich für 
eine Übernahme je länger je mehr nachteilig auswirken könnte. 

Die bereits erfolgten Schritte: 

> 28. November 2013: Gemeindeversammlung in Clavaleyres: Beschluss für eine Fusion mit 
Murten; 

> 30. April 2014: einstimmiger Beschluss des Generalrats von Murten für eine Fusion mit 
Clavaleyres; 

> Mai 2014: Bildung einer interkantonalen Arbeitsgruppe Bern/Freiburg zur Klärung des weiteren 
Vorgehens; 

> 13. Januar 2015: Sitzung der Gemeinde mit der interkantonalen Arbeitsgruppe: Es muss eine 
«Lex Clavaleyres» geschaffen werden, die vom Grossen Rat zu genehmigen ist; 

> 16. März 2015: Interpellation des Berner Grossrates Jakob Etter: «Gehört Clavaleyres bald zu 
Freiburg?» 

Gemäss der Antwort des Berner Regierungsrats auf die Interpellation ist für ihn die Absicht von 
Clavaleyres, im Fusionsparameter mit Murten mitzumachen, nachvollziehbar, zumal Clavaleyres 
viele seiner Aufgaben bereits heute zusammen mit Murten erledige. Der Kanton Bern geht von 
einem Zeitplan von fünf bis sieben Jahren bis zur umgesetzten Fusion aus. 

Dieser Zeitplan müsste allerdings verkürzt werden. Beide Gemeinden haben sich für einen raschen 
Zusammenschluss ausgesprochen (vor 2021). Eine interkantonale Fusion dauert länger und verlangt 
mehr Schritte als eine übliche Fusion: interkantonale Vereinbarung Freiburg/Bern zu rechtlichen 
und prozessualen Fragen, Fusionsvereinbarungen der beiden Gemeinden, die Genehmigung durch 
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die beiden Grossen Räte und durch die Kantonsbevölkerung der beiden Kantone sowie evtl. durch 
die Bundesversammlung. 

Die Fragen nun an den Staatsrat: 

1. Wie weit ist die «Lex Clavaleyres» fortgeschritten? 

2. Sieht der Kanton einen Zeitplan vor, damit 2021 (nächste Gemeindewahlen Clavaleyres) die 
Fusion umgesetzt sein wird? 

22. Juni 2015 

II. Antwort des Staatsrats 

Der Staatsrat möchte einleitend in Erinnerung rufen, dass die laufenden Überlegungen zu einer 
möglichen Fusion der Gemeinden Clavaleyres und Murten auf Anfrage der bernischen Gemeinde in 
Angriff genommen wurden, nachdem mehrere Fusionsprojekte mit anderen Berner Gemeinden 
gescheitert waren. Es fanden zahlreiche informelle Kontakte zwischen den Behörden von 
Clavaleyres und Murten statt, und anschliessend zwischen den betreffenden Oberamtspersonen 
bzw. Regierungsstatthalter von Freiburg und Bern. Diese Diskussionen führten schliesslich zu 
einem Treffen zwischen der Staatsrätin und Direktorin der Institutionen und der Land- und 
Forstwirtschaft des Kantons Freiburg und dem Regierungsrat und Direktor der Justiz-, Gemeinde- 
und Kirchendirektion des Kantons Bern. Bei diesem Treffen wurde vereinbart, dass die beiden 
Kantone das Dossier gemeinsam prüfen, unter Vorbehalt der zukünftigen Beschlüsse der 
betroffenen Gemeinde-, Kantons- und Bundesbehörden. 

Der Staatsrat stellt fest, dass dieses Projekt im Einklang mit der seit mehreren Jahren verfolgten 
Politik der Förderung der Gemeindezusammenschlüsse steht. Er bekräftigt, dass der 
Zusammenschluss eine Lösung, nebst anderen, darstellen kann für die Probleme, mit denen sich die 
kommunalen Gebietskörperschaften bei der Erledigung ihrer Aufgaben konfrontiert sehen. 

So hält der Staatsrat fest, dass im Kanton Freiburg seit 1968 83 Gemeindezusammenschlüsse 
zustande kamen, womit die Zahl der Gemeinden von 284 auf 150 gesunken ist (Stand am 
01.01.2016). Sämtliche Zusammenschlüsse fanden zwischen Freiburger Gemeinden statt. Die 
Bildung dieser neuen lokalen territorialen Einheiten war möglich dank den kontinuierlich 
angepassten besonderen gesetzlichen Bestimmungen, die zum Ziel hatten, die Umsetzung bzw. die 
Begleitung der Fusionsprozesse zu fördern und zu vereinfachen. 

Die Durchführung eines Zusammenschlusses zwischen einer Freiburger Gemeinde und einer 
Gemeinde eines anderen Kantons erfordert, neben der Berücksichtigung des in den entsprechenden 
kantonalen Bestimmungen festgelegten Fusionsverfahrens, eine territoriale Änderung, in die beide 
betroffenen Kantone einbezogen sind. Eine solche territoriale Änderung wäre ein ausserordentliches 
Ereignis in der jüngeren Geschichte des Kantons Freiburg, denn das Kantonsgebiet ist seit der von 
Napoleon im Jahr 1803 ausgearbeiteten Mediationsakte unverändert geblieben. Zum jetzigen 
Zeitpunkt scheint keine allgemein gültige Bestimmung des Freiburger Rechts anwendbar auf die 
Modalitäten der politischen Entscheide, die bei einem vorgesehenen Übergang eines Gebiets 
zwischen zwei Kantonen nötig sind. Es scheint sich namentlich nicht um eine «einfache» 
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Grenzbereinigung zu handeln, die gemäss Artikel 53 Absatz 4 der Bundesverfassung (BV; RS 101)1 
per interkantonalen Vertrag möglich ist. 

Eine weitere Schwierigkeit beim Zusammenschluss von zwei Gemeinden verschiedener Kantone ist 
die grössere Anzahl an betroffenen institutionellen Akteuren und an Entscheidungen, die zu treffen 
sind. Die Koordination der Entscheide ist für den Erfolg des Fusionsprojekts entscheidend und setzt 
eine intensive Vorbereitungsarbeit voraus.  

Wie die Autorin dieser Anfrage erwähnte, wurde 2014 eine interkantonale Arbeitsgruppe aus 
Vertretern der bernischen und freiburgischen Kantonsverwaltungen gebildet, unter der 
Federführung der Direktion der Institutionen und der Land- und Forstwirtschaft (ILFD), für den 
Kanton Freiburg, und der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion für den Kanton Bern. 

Anhand der ersten Erkenntnisse dieser Gruppe kann das Verfahren für den 
Gemeindezusammenschluss zwischen Clavaleyres und Murten detailliert beschrieben werden: 

1) Gebietsveränderung der Kantone Freiburg und Bern; die Modalitäten müssen noch 
festgelegt werden.  

2) Zusammenschluss der beiden Gemeinden nach Freiburger Recht. 

Diese beiden Etappen müssen gleichzeitig umgesetzt werden, um zu verhindern, dass die Gemeinde 
Clavaleyres während einer gewissen Zeit in den Kanton Freiburg integriert, aber noch nicht mit der 
Gemeinde Murten fusioniert ist. 

Die erste Etappe bedarf der Zustimmung der beiden Gemeinden, der Bevölkerung beider Kantone 
und der Bundesversammlung. Die zweite unterliegt der aktuellen Freiburger Gesetzgebung über die 
Gemeindezusammenschlüsse, namentlich den Bestimmungen des Gesetzes vom 25. 
September 1980 über die Gemeinden (GG; SGF 140.1) und des Gesetzes vom 9. Dezember 2010 
über die Förderung der Gemeindezusammenschlüsse (GZG; SGF 141.1.1). Die Entscheidungen in 
dieser Etappe werden auf Gemeinde- und auf Kantonsebene getroffen, während der Bund durch das 
Bundesamt für Landestopografie swisstopo für die administrative Ebene zuständig ist. 

Für die Gebietsänderung braucht es formell-rechtliche Grundlagen. Dazu kann zwar festgehalten 
werden, dass die Bundesverfassung eine Bestimmung enthält, die die Zuständigkeiten bei 
Gebietsveränderungen zwischen Kantonen regelt (Art. 53 Abs. 3 BV)2, und dass, gemäss dem 
bernischen Verfassungsrecht, die Änderungen des Kantonsgebiets obligatorisch der 
Volksabstimmung unterliegen (Art. 61 Abs. 1 Bst. d der Verfassung des Kantons Bern)3. Der 
Kanton Freiburg müsste hingegen noch die notwendigen Rechtsgrundlagen schaffen, namentlich 
indem er Spezialgesetze erlässt, die die Ausübung der politischen Rechte betreffend eine Änderung 
seines Gebiets ermöglichen («Lex Clavaleyres»). 

Falls die erwähnten politischen Entscheidungen zugunsten einer territorialen Änderung und eines 
Gemeindezusammenschlusses ausfallen, müssen die aktuellen Rechtsverhältnisse zwischen den 

                                                 

1 «Grenzbereinigungen können Kantone unter sich durch Vertrag vornehmen.» 
2 «Gebietsveränderungen zwischen den Kantonen bedürfen der Zustimmung der betroffenen Bevölkerung und der 
betroffenen Kantone sowie der Genehmigung durch die Bundesversammlung in der Form eines Bundesbeschlusses.» 
3 «Obligatorische Volksabstimmung – Obligatorisch unterliegen der Volksabstimmung – […] Änderungen des 
Kantonsgebietes, ausgenommen Grenzkorrekturen.» 
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Einwohnern der Gemeinde Clavaleyres und dem Kanton Bern aufgelöst werden, um sie auf ein 
noch festzulegendes Datum dem Kanton Freiburg zu übertragen. Die Übernahme der Daten 
betreffend die Gemeinde Clavaleyres und die notwendigen Anpassungen auf Ebene der 
freiburgischen Gesetzgebung wären die Folgen davon. 

Zur Information kann im Übrigen erwähnt werden, dass die letzte ähnliche Änderung von 
Kantonsgebiet in der Schweiz die Gemeinde Vellerat betraf, die am 1. Juli 1996 vom Kanton Bern 
zum Kanton Jura übertrat (ohne die zusätzliche Schwierigkeit, gleichzeitig mit einer anderen 
jurassischen Gemeinde zu fusionieren). Seither wurden bestimmte interkantonale Fusionsprojekte 
in Betracht gezogen, ohne jedoch umgesetzt worden zu sein4. 

In einem derzeit laufenden Projekt, das auf einer am 20. Februar 2012 von den Regierungen der 
Kantone Bern und Jura unterzeichneten Absichtserklärung beruht, wurde beschlossen, dass die 
Gemeinde Moutier (BE) für oder gegen einen Beitritt zum Kanton Jura abstimmen kann 
(«Gemeindeabstimmung»). Gemäss Informationen vom Juni 2015 wird eine Abstimmungsbotschaft 
ausgearbeitet werden. Weitere umliegende Gemeinden wünschten ebenfalls, sich zu einem 
allfälligen Beitritt zum Kanton Jura äussern zu dürfen. 

Was die Zweckmässigkeit eines Zusammenschlusses zwischen den Gemeinden Murten und 
Clavaleyres betrifft, stellt der Staatsrat fest, dass die Schwierigkeiten der Gemeinde Clavaleyres, 
namentlich der Mangel an Personen, die bereit sind, als Gemeinderätin oder Gemeinderat zu amten, 
durch eine Gemeindefusion gemildert werden könnten. Der freiwillige Zusammenschluss von 
Gemeinden ist sowohl in der bernischen als auch der freiburgischen Auffassung eines von mehreren 
Instrumenten, um für das Gemeinwohl auf lokaler Ebene sowie seine Weiterentwicklung zu sorgen. 
Es muss jedoch auch erwähnt werden, dass dieses Instrument nur mittelfristig eingesetzt werden 
und seine Wirkung nur auf längere Frist entfalten kann. Die Kantone verfügen über weitere 
spezifische Massnahmen, die innerhalb von Fristen umgesetzt werden müssen, die an dringendere 
Situationen angepasst sind. Die freiburgische Gesetzgebung sieht beispielsweise vor, dass der 
Staatsrat die Führung der Gemeindegeschäfte einer aus mindestens drei Mitgliedern 
zusammengesetzten Verwaltungskommission überträgt, wenn das betreffende Gemeinwesen nicht 
mehr in der Lage ist, seine Aufgaben zu erfüllen (Art. 151e Bst. b GG). Somit ist festzustellen, dass 
ein Gemeindezusammenschluss nicht darauf ausgelegt ist, Lösungen für dringende Anliegen 
bereitzustellen, sondern seine Wirkung erst mit der Zeit entfaltet und daher längere 
Realisierungsfristen benötigt.  

Aus diesen Gründen beantwortet der Staatsrat die Fragen wie folgt: 

1. Wie weit ist die «Lex Clavaleyres» fortgeschritten?  

Die wichtigen Punkte, die in einer «Lex Clavaleyres» enthalten sein können, wurden von der 
interkantonalen Arbeitsgruppe zusammengetragen. Aufgrund der Komplexität des Projekts und der 

                                                 

4 Zum Beispiel die Gemeinden Meierskappel (LU) und Risch (ZG), Pfeffikon (LU) und Reinach (AG) und Albligen 
(BE) und Ueberstorf. Diese Berner Gemeinde hatte angesichts gewisser finanzieller Probleme und in der Verwaltung 
sowie der fehlenden Kandidaten für eine politische Funktion gehofft, Verhandlungen über einen Zusammenschluss mit 
einer Nachbargemeinde aufzunehmen. An einer Abstimmung hat sie 2008 mit wenigen Stimmen Unterschied 
beschlossen, sich an die Berner Gemeinde Wahlern statt an Ueberstorf zu wenden. Eines der Argumente war, dass ein 
Zusammenschluss mit Wahlern innerhalb von zwei Jahren umsetzbar wäre, während eine Fusion mit einer Gemeinde 
eines anderen Kantons frühestens in sechs Jahren in Kraft treten könne. 
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starken symbolischen Bedeutung einer Änderung des Kantonsgebiets möchte der Staatsrat die 
Ausarbeitung eines Gesetzesentwurfs zuhanden des Grossen Rates an einen Grundsatzentscheid 
knüpfen: Ein ergänzender Bericht zu dieser Antwort wird daher demnächst dem Grossen Rat 
unterbreitet. Gemäss Artikel 151 Absatz 3 des Grossratsgesetzes vom 6. September 2006 (GRG; 
SGF 121.1)5 gelangen die Anträge dieses Berichts, der die baldige Ausarbeitung einer «Lex 
Clavaleyres» ankündigt, zur Abstimmung. Sobald er Kenntnis des Stimmresultats hat, kann der 
Staatsrat gegebenenfalls einen Erlassentwurf ausarbeiten, der dem Grossen Rat noch 2016 
unterbreitet werden sollte. 

2. Sieht der Kanton einen Zeitplan vor, damit 2021 (nächste Gemeindewahlen Clavaleyres) die 

Fusion umgesetzt sein wird?  

Die interkantonale Arbeitsgruppe arbeitet derzeit an einem Zeitplan, der die verschiedenen Phasen 
des Fusionsprojekts enthält. Dieser Plan wird auch integrierender Bestandteil des Abkommens über 
die Zusammenarbeit sein, das der Staatsrat mit dem Regierungsrat des Kantons Bern6 parallel zur 
Erarbeitung des Freiburger Entwurfs der «Lex Clavaleyres» abschliessen kann. 

Der Staatsrat ist sich bewusst, dass ein Zusammenschluss bis spätestens 2021 sinnvoll wäre, damit 
dieser mit den nächsten Gemeindewahlen in Clavaleyres zusammenfallen würde, und wird alles 
daran setzen, damit dieses komplexe Projekt innerhalb dieser Frist zu einem Abschluss gelangen 
kann. Er hebt jedoch hervor, dass der Abschluss des Projekts Entscheidungen erfordert, die nicht 
alle in die Zuständigkeit der Freiburger Behörden fallen, sondern in jene des Kantons Bern oder des 
Bundes.  

Da keine Lösung mit anderen Gemeinden des Kantons Bern besteht, hebt der Staatsrat 
abschliessend mit Genugtuung den Willen der Behörden der Gemeinde Clavaleyres hervor, eine 
Lösung durch die Fusion mit einer Freiburger Gemeinde zu finden. Die geografische Lage der 
Gemeinde sowie die bereits zahlreich bestehenden Zusammenarbeiten mit der Gemeinde Murten 
legitimieren diesen Willen, trotz der Schwierigkeiten, die mit einem solchen Projekt einhergehen. 
Mit der Zustimmung der bernischen Behörden und Bevölkerung, und der Unterstützung des 
Grossen Rates möchte der Staatsrat, dass dieses Projekt so rasch wie möglich zu einem 
erfolgreichen Abschluss gelangt. Er begrüsst den Einsatz der Gemeindebehörden von Clavaleyres, 
die ihre Überlegungen nicht eingeschränkt, sondern über die bestehenden Grenzen hinaus die 
bestmögliche Lösung für ihre Mitbürgerinnen und Mitbürger gesucht haben. 

15. September 2015 

                                                 

5 «Die Anträge eines Berichts gelangen aber zur Abstimmung, wenn sie die Ausarbeitung eines Erlasses des Grossen 
Rates verlangen.» 
6 Diese Zuständigkeit wird dem Staatsrat gemäss Artikel 4 Abs. 1 des Gesetzes vom 11. September 2009 über die 
interkantonalen Verträge, VertragsG (SGF 121.3), in Verbindung mit Artikel 132 Abs. 2 GG und Artikel 1 Abs. 3 GZG 
delegiert. 


